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ZUR ROLLE DER STÄDTISCHEN 
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Im Anschluss an die globale Wirtschafts- und Finanzkrise von 2008 lässt sich gegenwärtig in vie-
�������	����
������
�����	���	���	��
����
�����������
����������������
����	����	�������
-
�����

�����������
!�
�����"�#��#������$����

�	������
��%���&������'�(�
��	
��)������
���

��

'�*��#���
'�
��	���
���������
���
�����

�����+,.,���	�+,./��'�/,13�
��
��	
������#��
-
'
�����
'����
�����4�
����'��'�5613���
�
�����������������

���

��7��9''�#
�
�����������	��
Frankfurt 2014: 22, ergänzt um Daten von bulwiengesa). Auch wenn innenstadtnahe Wohngebie-
te überproportional von steigenden Wohnkosten betroffen sind, gilt mittlerweile für das gesam-
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Schichten entweder ins Umland verdrängt werden und/oder deutlich mehr ihres verfügbaren Ein-
kommens für Miete ausgeben müssen. Bei stagnierenden Löhnen resultiert daraus Armut und 
Wohnungsnot.

Aus polit-ökonomischer Perspektive können die Preisentwicklungen der letzten Jahre zum einen 
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rungsprozesse zum anderen aber auch stark von stadtpolitischen Akteuren geprägt, da selbige 
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politischer Instrumente entweder aktiv vorantreiben oder bremsen können. Demgemäß ist die 
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scher Marktkräfte, sondern wird wesentlich von lokalen politischen Kräfteverhältnissen geprägt. 

Bislang waren selbige in Frankfurt durch eine jahrzehntelange hegemoniale Zustimmung zur 
unternehmerischen Stadt gekennzeichnet. Nahezu konsensual haben städtische Eliten die Auf-
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globale Wissensnomaden aktiv begrüßt (Schipper 2013a). Diese politische Stoßrichtung spiegelt 
sich etwa stadtplanerisch in sämtlichen Neubau-Projekten der letzten Jahrzehnte wider, da diese 
mehr oder weniger ausschließlich von gehobenem bis luxuriösem Wohnraum dominiert werden 
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Dzudzek 2013; Schipper/Wiegand 2015; Schipper 2013b). Darüber hinaus versinnbildlicht der 
drastische Rückgang des Bestands an öffentlich geförderten Sozialwohnungen von knapp 68.000 
(1990) auf nun unter 30.000 Wohneinheiten eindrucksvoll den neoliberalen Wandel der städti-
schen Wohnungspolitik (Abbildung 1).

Trotz der jahrzehntelangen und tiefgreifenden Neoliberalisierungsprozesse hat die Stadt Frankfurt 
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und für welche Zwecke die Stadt Frankfurt dieses Instrument nutzt, soll im Folgenden diskutiert 
werden.
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Abbildung 1: Bestand Sozialwohnungen (1. Förderweg) in Frankfurt 1990–2013.

„WOHNEN FÜR ALLE“ (MOTTO DER ABG FRANKFURT-HOLDING)? ZUR 
ROLLE DER STÄDTISCHEN WOHNUNGSBAUGESELLSCHAFT IN GEGEN-
WÄRTIGEN VERDRÄNGUNGSPROZESSEN1
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als Konzernmutter sämtlicher städtischer Wohnungsbaugesellschaften fungiert. Sie gilt damit als 
Nachfolgerin der Aktienbaugesellschaft für kleine Wohnungen, ein 1890 gegründetes und in den 
1920er Jahren in städtischen Besitz überführtes Unternehmen, das sich durch eine gemeinnützi-
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hatte. Aufgrund dieser Tradition stellen laut Gesellschaftervertrag der ABG noch heute die „sichere 
und sozial verantwortbare Wohnungsversorgung der breiten Schichten der Bevölkerung“ sowie 
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hältnisse oder Umstände Schwierigkeiten bei der Wohnungssuche haben“, die zentralen Zwecke 
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(Stand 2014: 6x CDU, 3x Die Grünen, 1x SPD). In den Jahren 2011 und 2012 hat die ABG einen 
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betrag an die Stadt Frankfurt als einzige Gesellschafterin ausgezahlt. Da der überwiegende Anteil 
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Angesichts der marktdominierenden Stellung bestimmt somit die Bewirtschaftungspraxis des 
städtischen Wohnungskonzerns wesentlich die Entwicklung des allgemeinen Mietniveaus in Frank-
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direkt über die Mietentwicklung in den eigenen Beständen sowie indirekt über deren Eingang in 
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drängt werden oder ob der stadteigene Wohnungsbestand dazu genutzt wird, insgesamt dämp-
fend auf die Mieten einzuwirken. 
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Aufsichtsratsvorsitzende Peter Feldmann, dass sich mit der ABG „das wachsende Frankfurt sozi-
alpolitisch und wohnungspolitisch steuern“ lasse und das Unternehmen nicht nur „wirtschaftlich 
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miete anhebe und c) die Kappungsgrenze für Mieterhöhungen im Bestand 5 Prozentpunkte unter 
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etwas stärker gedämpft wird). 
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diese Einschätzung der Realität durchaus näher kommt als die Eigendarstellung der ABG, ver-
deutlicht eine Reihe von Indizien. Erstens begreift sich die ABG selbst in erster Linie als „ein Wirt-
schaftsunternehmen“, das unter der Maxime agiert, nur „etwas [zu] machen“, wenn „wir damit 
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Demzufolge wird die ABG sozialpolitisch nur dann aktiv, wenn sie – ähnlich wie private Investo-
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zinsgünstigen Darlehen für geförderten Wohnraum in Anspruch nehmen kann. Aufgrund der Do-
'
������
�������
����
���
����������	��
�
�����������	
��B��	
���
'������
��
�	������'�
��7�-
�
����)������
��������'������	������
'������
��
�	����
��������������
�@�	����&�
��#����-

���
�������7��&��
���)��������"�&�
��
���
�


���
�9�����

��	����@��
�����!����
�����T�

�������
und Überschüsse für sozialpolitische Zwecke einzusetzen (Kuschinski 2014, Tharun/Körner 2001: 
187 ff.). Zweitens liegen sowohl die Bestands- als auch die Wieder- und Neuvermietungsmieten 
der ABG nur jeweils leicht unter dem allgemeinen Durchschnittsniveau. Während etwa die Mie-
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Durchschnitt liegt (Schardt 2012), kann man schlussfolgern, dass die Mieten in ABG Wohnungen 
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Marktniveau entsprechen und damit mittlerweile (fast) genauso hoch sind wie bei privaten Eigen-
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Miete in €/m² 
(Stand 2013)

 Neubau Bestand
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Sozialer Wohnungsbau in Hessen $2$,$#�)�����* $2$,$#�)�����*

�##
�	����+��(
���
����
� 
��%���&������'�(�
�� 
'�������
��� �����	�+,.5"� ����������%���&������������'�
���4�
�����
07.08.2014; Magistrat der Stadt Frankfurt 2014b; Frankfurter Rundschau 08.02.2015). 
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gegebenen Bedingungen sehr wohl günstigen Wohnraum in hoher Qualität anbieten kann (Ab-
bildung 2). Dass die ABG dies in ihrer gegenwärtigen Form nicht vermag, ist daher ausschließlich 
eine Frage des politischen Willens, nicht der ökonomischen Machbarkeit. Erinnert sei die ABG da-
bei auch an ihre eigene Geschichte als gemeinnütziges Wohnungsunternehmen. Bis zur neolibe-
ralen Wende Anfang der 1990er Jahre, im Zuge dessen die ABG grundlegend umstrukturiert und 
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günstigen Wohnraum für breite Schichten der Bevölkerung anzubieten und trotzdem kostende-
ckend zu wirtschaften. Erst im Kontext „der Abschaffung der Wohnungsgemeinnützigkeit [auf 
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1990er Jahre ist die ABG zu einem gewinnorientierten Unternehmen gemacht worden, was dann 
„erhebliche Mietsteigerungen“ (ebd.: 188) zur Folge hatte. Betrachtet man etwa das durchschnitt-
liche Mietniveau der ABG gemäß ihrer Geschäftsberichte (die ab dem Jahr 2004 online zugänglich 
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Jahr 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013
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�����)�����* 6,71 6,84 7,01 7,93 8,10 8,14 8,19 8,35 8,57 8,65
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1 (wozu Gallus, Gutleutviertel, Bahnhofsviertel und die Altstadt zählen) zwischen 2011 und 2013 
insgesamt 266 Zwangsräumungen. Dass davon 160 von öffentlichen Wohnungsunternehmen, 
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sind, spricht nicht unbedingt dafür, dass das städtische Wohnungsunternehmen gemäß einem 
sozialen Auftrag agiert. 
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Wohnungen, die aus der Sozialbindung fallen, weiterhin zu Sozialmieten an berechtigte Einkom-
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35). Dementsprechend kommt Eva Kuschinski (2014) in ihrer Studie zur Wohnungspolitik der ABG 
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damit verbundenen betriebswirtschaftlichen Ausrichtung, kaum aus eigener Motivation dem sozi-
alen Auftrag nachkommt, bezahlbaren Wohnraum für einkommensschwache Schichten sicherzu-
stellen. In einem solchen Sinne agiert die ABG nur dann, wenn sie explizit von der Stadt Frankfurt 
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ze geschehen, oder Fördermittel für Belegungsrechte bzw. sozialen Wohnungsbau bereitgestellt 
werden. 

Aus diesem Grund ist es entscheidend, die wohnungspolitische Ausrichtung der städtischen Po-
litik in den Blick zu nehmen und zu fragen, auf welche politischen Ziele die Stadt Frankfurt ihre 
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nie der unternehmerischen Stadt (Schipper 2013a) ist diesbezüglich zu konstatieren, dass auch 
die wohnungspolitische Ausrichtung der Stadt Frankfurt spätestens seit Mitte der 1990er Jah-
re primär darauf abzielt, die Wettbewerbsfähigkeit der Stadt in der interurbanen Konkurrenz um 
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tischen Regierens kennzeichnet ebenso die wohnungspolitischen Leitlinien der Stadt, die 2006 
von der Stadtverordnetenversammlung beschlossen und zuletzt 2008 aktualisiert wurden. Dort 
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7) werden müssten. Für den entsprechenden Neubau könnte auch die städtische Wohnungs-
baugesellschaft als Investor gewonnen werden. Entgegen deren ursprünglichem sozialpolitischen 
Auftrag, primär in bezahlbaren Wohnraum für niedrige Einkommensschichten zu investieren, wer-
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Betrachtet man also zusammenfassend das Selbstverständnis der ABG und die politischen Zwe-
cke, die die Stadt Frankfurt mit ihrer Wohnungsbaugesellschaft verfolgt, so kann geschlussfolgert 
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rer binnenprivatisierten Struktur und der dominanten betriebswirtschaftlichen Rationalität begreift 
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sowie zur Begrenzung von Renditeinteressen erlassen, die die Gemeinnützigkeit des Unterneh-
mens verbindlich festschreiben. Zumindest bislang sind die wohnungspolitischen Leitlinien und 
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Beschluss auf Gewinnorientierung getrimmt und bislang als Instrument der Aufwertung im inter-
kommunalen Wettbewerb um gehobene Mittelschichten genutzt worden ist. Die wenigen materi-
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zusätzlichen Gewinnen kosten würde (Journal Frankfurt 23.07.2015).

WAS TUN MIT DER ABG?
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„bauen, bauen, bauen“), mehr öffentlich geförderte Sozialwohnungen sowie die Einführung von 
weiteren Milieuschutzsatzungen. Gemeinsam ist allen drei Instrumenten, dass sie die Waren-
förmigkeit des Wohnens nicht grundlegend tangieren und daher relativ wirkungslos sind. Woh-
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dem gibt es auf angespannten Wohnungsmärkten die oft versprochenen Sickereffekte schlicht 
nicht (Ipsen 1981). Nirgendswo konnte bislang nachgewiesen werden, dass einkommensschwa-
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und damit die Spielräume für Mieterhöhungen nach oben treibt. Beim sozialen Wohnungsbau ist 
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der Belegungs- und Preisbindung unterliegen. Nach Ablauf der Bindungsfrist können auch die-
se Wohnungen zu Marktpreisen vermietet oder verkauft werden. Milieuschutzsatzungen haben 
schließlich auf angespannten Wohnungsmärkten erfahrungsgemäß höchstens minimal dämpfen-
de Effekte auf Mietpreise. Wunder sind also auch hier nicht zu erwarten.
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zessen effektiv entgegenzuwirken, sind stattdessen Strategien relevant, die einen beträchtlichen 
Teil der Wohnraumversorgung wieder dauerhaft dem Markt entziehen und von Renditezielen ent-
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www.stadt-fuer-alle.net/). Wie Wohnraum erfolgreich in kollektiven oder öffentlichen Eigentums-
modellen gebaut und gemeinnützig bewirtschaftet werden kann, lässt sich an vielen aktuellen 
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„Neues Frankfurt. Bauen für das Existenzminimum“ erlangte Frankfurt bereits in den 1920er Jah-
ren als Pionierin für eine sozialgerechte Wohnungspolitik internationale Berühmtheit, als die Stadt 
mit ihrem gemeinnützigen Wohnungsunternehmen 12.000 vergleichsweise günstige Wohnungen 
errichten ließ. An diese Erfahrungen kann man anknüpfen. Die materiellen Ausgangsbedingungen 
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tet einfrieren, um dauerhaft bezahlbaren Wohnraum für niedrige Einkommensschichten zu erhalten 
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institutionell grundlegend zu restrukturieren, sodass sie nicht mehr einer betriebswirtschaftlichen 
Renditelogik folgt und transparenter und demokratischer wird. Sie bliebe in städtischem Eigen-
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kontrolliert. Eine solche gemeinnützige Selbstverwaltungsstruktur müsste sicherstellen, dass eine 
Privatisierung der ABG dauerhaft ausgeschlossen ist und dass weder Korruption und Misswirt-
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dere Formen kollektiven Eigentums sind zwar potenziell in der Lage, in Frankfurt bezahlbaren 
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Nachsehen, weil letztere nicht nur höhere Mieten verlangen, sondern auch höhere Bodenpreise 
zahlen können. An Konzepten, wie Wohnraum dauerhaft aus der Warenform herausgelöst und 
demokratisch organisiert werden kann, mangelt es jedenfalls nicht. 
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